
Im Landtags-Untersuchungs-
ausschuss „Rechtsterrorismus
und Behördenhandeln“ wird der-
zeit der Abschlussbericht erarbei-
tet. Mehr als zwei Jahre wurde in
mehr als 60 Sitzungen getagt,
hunderte Stunden Sachverständi-
gen- und Zeugenanhörungen  wur-
den durchgeführt, tausende Ord-
ner Aktenmaterial des Verfas-
sungsschutzes, aus Innen- und Ju-
stizministerium, Polizei und
Staatsanwaltschaften gewälzt.
Ziel des Ganzen: die Verantwor-
tung Thüringer Sicherheits- und
Justizbehörden im Zusammen-
hang mit dem „NSU“ und dessen
Taten zu klären.

Gelungen ist dem Ausschuss vor al-
lem eines: detailliert die 1990er Jah-
re aufzuarbeiten und Verwicklungen
des Landesamtes für Verfassungs-
schutz in die Neonazi-Szene anhand
der geführten V-Leute nachzuweisen.
Ebenso konnte der Untersuchungs-
ausschuss systemisches Versagen in
Bereichen der Sicherheitsbehörden
sowie eine weitgehende Ignoranz der
neonazistischen Szene durch die Po-
litik herausarbeiten.

Die eigenen aber auch die Erwar-
tungen aus Teilen der Zivilgesell-
schaft, von Opferangehörigen und
Nebenklageanwälten an den Thürin-
ger Untersuchungsausschuss waren
jedoch höher. „Alles was ich noch
möchte, sind Antworten“, formulierte
Aysen Taşköprü, Schwester des 2001
ermordeten Süleyman Taşköprü in ih-
rem Brief an Bundespräsident Gauck.
„Wer sind die Leute hinter der NSU?
Warum ausgerechnet mein Bruder?
Was hatte der deutsche Staat damit
zu tun? Wer hat die Akten vernichtet
und warum?“ 

Wir haben – trotz vieler Versuche –
bisher keine Antworten auf diese Fra-
gen. Es gibt Hinweise und Indizien,
dass der „NSU“ keine Zelle, sondern
ein Netzwerk war, es gibt Indizien,
dass sowohl die Neonazi-Szene als
auch V-Leute mehr über die Existenz
des „NSU“ wussten, es gibt Hinweise
und Indizien, dass der Verfassungs-
schutz nicht ohne Grund Akten ver-
nichtete. Wir haben weiter Fragen.

NSU-Ausschuss: 
Viele Fragen offen
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Grundschullehrer: Volle Zu-
stimmung für die Forderung, die
Schlechterstellung der Grund-
schullehrer mit DDR-Ausbildung
zu beenden, hatte für die Links-
fraktion der schulpolitische Spre-
cher Dirk Möller erklärt. Nun
müssten den Worten des SPD-
Fraktionsvorsitzenden Werner
Pidde „auch Taten folgen“. Er
könne bereits in der nächsten Sit-
zung des Haushalts- und Finanz-
ausschusses einem entsprechen-
den Änderungsantrag der LIN-
KEN zum Besoldungsgesetz zu-
stimmen.

Handwerkerordnung: Eine
Evaluierung der Novelle der
Handwerkerordnung aus dem
Jahre 2004 hat der wirtschafts-
politische Sprecher der Links-
fraktion, Dieter Hausold, im
Landtag gefordert. Nach zehn
Jahren sei dies wirklich geboten.
Von Interesse wären die  Auswir-
kungen der Neuordnung der
Handwerksrolle auf die Entwick-
lung der Unternehmen, auf ihre
Ausbildungsleistung, also die
Entwicklung der Anzahl der Ge-
sellen, der Meister, auf Neugrün-
dungen oder eben auch auf Insol-
venzen“. 

Campustour: Um die hoch-
schul- und wissenschaftspoliti-
schen Positionen zu diskutieren,
begibt sich die Linksfraktion in
Kooperation mit der LAG Wissen-
schaft und Hochschule in der Zeit
vom 10. Juni bis 9. Juli tageweise
auf Campustour in Thüringen. Da-
bei geht es auch um das von der
Fraktion in Auftrag gegebene
Hochschulgutachten „Campus
Thüringen - Perspektive durch
Kooperation“. 

ww.die-linke-thl.de/pres-
se/pressemitteilungen/
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Landtagssitzungen:
Nachdem der Landtag vom 25.

bis 27. Juni tagt, sind die nächsten
und letzten Plenarsitzungen vor
den Wahlen am 14. September für
den 16. bis 18. Juli anberaumt.

Jahresempfang:
Der Jahresempfang der Fraktion

DIE LINKE findet am Dienstag, den
8. Juli, ab 17 Uhr im Innenhof des
Thüringer Landtags statt. Nach der
Eröffnung durch den Fraktionsvor-
sitzenden Bodo Ramelow spricht
Gregor Gysi, Vorsitzender der Bun-
destagsfraktion.  

Aktuelle Themen, Presseinfor-
mationen, Aktionen, Schwer-
punkt- und Diskussionsforen: 
www.die-linke-thl.de

PARLAMENTSREPORT LINKSFRAKTION

Betreutes Wohnen
Dass nach langer Bearbeitungszeit

leider nur ein schlechtes Gesetz her-
ausgekommen sei, hatte der Abge-
ordnete der Linksfraktion, Jörg Ku-
bitzki, in der Landtagssitzung am 22.
Mai das „Thüringer Gesetz über be-
treute Wohnformen und Teilhabe“ kri-
tisiert. Zwar werden betreute Woh-
nungen für Pflegebedürftige und
Menschen mit Behinderungen künf-
tig genauer kontrolliert, aber es blei-
ben den Betreibern noch zu viele In-
terpretationsspielräume. Zum Glück
setze sich „der Grundsatz ‚ambulant
vor stationär‘ immer mehr durch“.
Wichtig an diesem Gesetz sei, „dass
die Menschen, die Pflege brauchen,
als auch Menschen mit einem Handi-
cap, die einen besonderen Betreu-
ungsbedarf haben, in die Lage ver-
setzt werden, selbstbestimmt zu le-
ben“, hatte der Abgeordnete in seiner
Rede betont.                               

Immer wieder hatten die freiberuflichen Hebammen, die auch Geburtsthilfe
leisten, auf ihre prekäre Situation aufgrund der Existenz vernichtenden Haft-
pflichtprämien aufmerksam gemacht, wie hier am Rande der Landtagssitzung in
Erfurt am 21. Mai. Dabei hatten sie vielfältige Unterstützung auch durch die
Linksfraktion und ihre gleichstellungspolitische Sprecherin  Karola Stange. Nun
zeichnet sich vorsichtig eine Lösung des Haftpflichtproblems ab, nachdem jetzt
der Bundestag befristete Zuschläge beschlossen hat, die die Krankenkassen
und die Hebammenverbände für die Zeit ab 1. Juli aushandeln sollen.        

Fragen, die im Untersuchungsaus-
schuss bisher nicht gestellt werden
konnten oder nicht beantwortet wur-
den. Weil Zeugen sich nicht erinnern
können oder wollen, weil Akten feh-
len, weil die Unmengen an Daten in

der zur Verfügung stehenden Zeit
nicht in Gänze gelesen, geschweige
denn ausgewertet werden können.
Weil die Zeit fehlt. Weil es gesetzte
Grenzen der Aufklärung gibt, die wir
mit dem Thüringer Untersuchungs-
ausschuss bei allem Willen und Enga-
gement nicht übertreten können.

Der Ausschuss kann sich zwar mit
den Ermittlungen bezüglich des Mor-
des an M. Kiesewetter in Thüringen
selbst befassen, nicht aber mit dem
Schwerpunkt der Ermittlungen, die in
Baden-Württemberg stattfanden. Die
rassistischen Morde an Enver
Şimşek, Abdurrahim Özüdoğru, Sü-
leyman Taşköprü, Habil Kılıç, Mehmet
Turgut, İsmail Yaşar, Theodoros Boul-
garides, Mehmet Kubaşık und Halit

Yozgat werden aufgrund dessen
ebenso wenig thematisiert wie die
Sprengstoffanschläge in Köln. So
fehlt in weiten Teilen – zumindest im
Thüringer Untersuchungsausschuss
– die Opfer- und Betroffenenperspek-
tive der migrantischen Community.

Es ist bedrückend.

Die Verantwortungslosigkeit der
Verantwortungsträger in Bezug auf
Entwicklungen der Neonazi-Szene
macht bis heute sprachlos. Eine man-
gelnde Fehlerkultur ist bis heute fest-
stellbar: nur wenige Zeugen waren
es, die ihre eigene Verantwortung kri-
tisch reflektierten. Der momentan in
der Erarbeitung befindliche Ab-
schlussbericht wird voraussichtlich
mehr als 1200 Seiten umfassen. 

Detailliert dargestellt die 90er Jah-
re und das Entstehen des NSU in sei-
nem politischen Sozialisationsfeld –
dem Thüringer Heimatschutz. En dé-
tail herausgearbeitet der Ablauf der
Garagendurchsuchung am 26. Januar
1998 sowie die daran folgende Fahn-
dung. Die Einsätze des Bundesamtes
für Verfassungsschutz werden aufge-
listet sein, die Ereignisse am 4. No-
vember 2011 in Eisenach angerissen.

Viel wurde in den zwei Jahren NSU-
Untersuchungsausschuss geschafft –
dafür gebührt dem Ausschuss Re-
spekt. Jedoch: Zu viele Fragen und
Widersprüche sind offen, zu viele
Komplexe nicht bearbeitet. 

Der Abschlussbericht kann nur for-
mal einer sein. Inhaltlich muss es
weitergehen. Die Chancen für einen
weiteren Thüringer Untersuchungs-
ausschuss zum Komplex „NSU“ in
der kommenden Legislatur sind gut.
Notwendig ist er. Ebenso notwendig
wie eine Enquete-Kommission zum
Thema Rassismus. Denn: „Das Pro-
blem heißt Rassismus“.                       

Beitrag von Katharina König (MdL,
LINKE), Mitglied im NSU-Untersu-
chungsausschuss.


